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				Vorwort


				Dieses Buch ist über einen längeren Zeitraum entstanden. Begonnen habe ich 2019. Damals standen bei mir die Ursachen des Klimawandels: unser aufwendiger Lebensstil, der durch die Industrialisierung möglich wurde und sich in Europa ganz gravierend ab den 1950er Jahren entwickelt hat, im Vordergrund. Dazu die nur schleppend vorankommende Energiewende, die weitgehend klimaneutrales Wirtschaften möglich macht, sowie Umweltschutz allgemein.


				Auch zeichnete sich schon seit einiger Zeit ein wachsender Führungsanspruch Chinas ab, und ich wollte einige Gedanken zum „Wettbewerb der Systeme“ äußern. Besonders Präsident Xi Jinping hielt und hält autokratische Staatsformen für überlegen, hat sein Land doch in wenigen Jahrzehnten den Weg vom Armenhaus zu erstaunlichem Wohlstand und zur zweitgrößten Volkswirtschaft weltweit zurückgelegt. Entscheidungen wurden getroffen und umgehend verwirklicht: Bau der „Seidenstraße“, erforderliche Maßnahmen für die Olympischen Winterspiele, der Drei-Schluchten-Stausee, ein Mammutprojekt, um nur einige bedeutende zu nennen. Dies geht in Autokratien ohne öffentliche Diskussion, ohne demokratische Regeln und juristischer Einspruchsmöglichkeit.


				



				Das Problem der Staatsverschuldung, mit extrem hohen Zinszahlungen, war zwar nicht gelöst, durch die von Herrn Draghi eingeleitete Null-Zins-Politik der EZB, jedoch entschärft. Die Wirtschaftsentwicklung in Europa, besonders in Deutschland, war während dieser Zeit gut. Durch die pandemiebedingten Schwierigkeiten bei Produktion und Lieferung stieg die bis dahin geringe Inflation über 3 %, doch die Null-Zins-Politik der EZB änderte sich nicht. Diese Vorkommnisse interessierten mich sehr.


				Der größte wirtschaftliche und politische Einschnitt der jüngsten Geschichte erfolgte durch den Überfall Russlands auf die Ukraine, mit der Energiekrise, den Sanktionen und der extrem hohen Inflation infolge. Nach anfänglichem Zögern folgte die EZB den meisten anderen Zentralbanken und erhöhte den Leitzins in kurz aufeinander folgenden Schritten bis auf 2,5 % im Dezember 2022 und auf 4,5 % bis zum September 2023 – mit dem Argument der Inflationsbekämpfung (diese ist durch Zinsen nur indirekt und ungenügend zu bekämpfen, dazu habe ich im Beitrag Inflation einiges gesagt).


			


			

				Dies hat mich besonders motiviert die Gesamtsituation kritisch zu verfolgen und die Zinszahlungen für die Staatsschulden in 2022 abzuwarten – das Ergebnis ist ernüchternd. Die Motivation des Herrn Draghi zur Null-Zins-Politik war seiner Zeit, die hohe Belastung einiger Staaten zu reduzieren. 


				Die Folgen dieser inzwischen verhältnismäßig hohen Zinsen zeichnen sich schon jetzt deutlich ab: Extremer Einbruch in der Bauwirtschaft, mit schwerwiegenden Folgen. Schwache Wirtschaft allgemein. Starke Erhöhung der Ausgaben für den Schuldendienst. In meinem 2012 erschienenen Buch „Marktwirtschaft ohne Zins – Das Ende von Arbeitslosigkeit und Schuldenkrise“, habe ich auf die kommende, unbezahlbar werdende Zinslast hingewiesen. Die Null-Zins-Politik, 2022 beendet, ging in diese Richtung. Leider entwickeln sich die dramatisch wachsenden Zinszahlungen wieder zur unbezahlbaren Schuldenkrise.


				



				Durch den Ukraine-Krieg ist die weltpolitische Situation klar und eindeutig geworden: Der Wettbewerb der Autokratien, Diktaturen, besonders von China und Russland, inzwischen mit Nord-Korea – das wirtschaftlich zwar bedeutungslos ist, als Atommacht jedoch unberechenbar und gefährlich –, gegen die Vorherrschaft der westlichen Demokratien: im Prinzip jedoch gegen alle freiheitlich organisierten Gesellschaften. Die übrige Welt für sich zu gewinnen wird das Ziel der beiden Blöcke sein, mit besonderer Zugkraft Chinas.


			


			

				Eine freie, friedliche Welt zu schaffen, in der alle Menschen würdevoll leben können, ist Voraussetzung zur Lösung aller übrigen Probleme.


				Das Massaker der Hamas in Israel, das infolge zum Krieg im Gazastreifen geführt hat – völlig unerwartet –, liegt nun einige Wochen zurück. Es scheint so, dass die Regierungen der islamischen Welt und weiterer verantwortlicher Staaten – vielleicht mit Ausnahme des Iran –, einen unkontrollierbaren Flächenbrand verhindern wollen, und dies auch gelingt. Die wirtschaftlichen Auswirkungen sind bisher begrenzt und bleiben dies hoffentlich auch weiterhin.


				Leid und Trauer sind in der Bevölkerung Israels durch die Toten des grausamen Überfalls und die Ungewissheit über die vielen Entführten groß und der Zorn darüber unvermeidlich. Durch den Krieg, die Bekämpfung der Hamas, wächst das Leid der Bevölkerung im Gazastreifen durch Tod, Zerstörung und ungenügender Versorgung von Tag zu Tag. Durch die neue Situation wächst der Antisemitismus weltweit besorgniserregend, auch in unserem Land.


				



				Das Buch war kurz vor Beginn des Nah-Ost-Krieges abgeschlossen und ich hatte die Absicht dieses aktuell gewordene Thema nicht aufzugreifen. Leider waren die Gespräche mit den Verlagen und deren Prüfung meiner Gedanken langwieriger als erwartet. Deshalb habe ich mich entschlossen, zu diesem für den Weltfrieden so akuten und leider noch dauerhaften Problem einige Gedanken zu äußern. Die Streitthemen sind zahlreich und verhärtet. Viele sind leider nur mit derzeit unvorstellbarer Kompromissbereitschaft von allen Beteiligten zu lösen. Doch der Weg zum Frieden muss begonnen und Schritt für Schritt gegangen werden.


				Frieden ist Voraussetzung zur Lösung aller weiteren Probleme unserer Zeit.


				





			












			


			

				Einführung


				Die heutige Zeit stellt die Menschheit vor die größten Herausforderungen ihrer Geschichte. Die existenziellen Probleme sind der Klimawandel und das Artensterben. Nach fast einhelliger Aussage der Wissenschaft eine Folge unseres wirtschaftlichen Handelns, mit steigender Tendenz. Begrenzen kann dies nur umweltneutrales Wirtschaften und eine Lebensweise im Einklang mit der Natur – weltweit. 


				Hierzu müssen riesige Veränderungen erfolgen, die von weiten Teilen der Politik und großen Teilen der Erdbevölkerung nicht anerkannt oder für übertrieben gehalten werden. Aufklärung ist die wichtigste Maßnahme und mit den modernen Medien technisch machbar. Für die wirtschaftlichen Änderungen sind ebenfalls die technischen Voraussetzungen vorhanden bzw. können entwickelt werden. Ebenso sind die finanziellen Anforderungen lösbar. 


				Bisher ungenügend: Zielgerichtetes, tatkräftiges Handeln!


				Dazu kommen noch die vielen anderen Probleme weltweit. Unfreie Gesellschaften könnten auf Dauer das größte Hindernis für eine gute Zukunft sein, dazu gehören auch fanatisch-religiöse. Die Berichterstattung wird in diesen Ländern kontrolliert und ist nicht umfassend. Wichtige Informationen können verhindert oder verfälscht dargestellt werden.


				Der Überfall der Atommacht Russland auf die Ukraine ist als Problem dazugekommen, ein Krieg, der eine völlig andere Bedeutung hat als die Militäreinsätze in den Randgebieten der ehemaligen Sowjetunion oder Syriens. Er hat vom ersten Tag an weltpolitische Auswirkungen und seine Folgen sind sehr schnell zu einer Weltwirtschaftskrise herangewachsen. Durch jahrelange, zielgerichtete Desinformation hat Präsident Putin die russische Bevölkerung auf diesen Krieg vorbereitet und erhält derzeit durch Lügenpropaganda immer noch eine breite Zustimmung. 


			


			

				Die Grundgedanken und große Teile des Buches sind vor diesem Krieg entstanden. Die Sicht auf die Welt und ihre Probleme hat sich nicht verändert, sie ist jedoch sehr viel klarer geworden. Der Krieg führt zu großen politischen Veränderungen in allen Gebieten unserer Erde. Die Grenzen der Globalisierung, schon durch die Pandemie zu erkennen, treten noch deutlicher hervor. Es ist zu hoffen, dass die nötigen Anpassungen zum friedlichen Miteinander der Völker führen. Denn nur im Frieden und gemeinsam sind die existenziellen Probleme unserer Zeit lösbar. 


				Bundeskanzler Olaf Scholz hat den Ausbruch des Krieges als „Zeitenwende“ bezeichnet. Deshalb habe ich das vor dem Krieg Geschriebene nur im Nötigsten angepasst, die Sichtweise nicht verändert.


				



				In den Jahren 2020 und 2021 war die Bewältigung der weltweit auftretenden Corona-Pandemie das alles überschattende Ereignis. Seit dem Beginn des Ukraine-Krieges ist die Berichterstattung über diesen schrecklichen Krieg und die Folgen dominierend dazu gekommen. Erst Anfang 2023 schien die Pandemie überwunden zu sein und im Gesundheitswesen wieder Normalität einzukehren. 


				Die mit der Pandemie verbundenen Einschränkungen belasteten in vielerlei Hinsicht. Zur Kontaktvermeidung wurde das gesellschaftliche Leben, soweit es eben ging, heruntergefahren. Dies war für weite Wirtschaftsbereiche mit starken Belastungen verbunden, bis hin zur Existenzbedrohung. Kinderbetreuung und Schulbetrieb waren nur notdürftig möglich und forderten die Familien bis an die Grenzen der Belastbarkeit. Der Staat versuchte mit gigantischen Hilfsprogrammen, schuldenfinanziert, die wirtschaftlichen Verwerfungen abzumildern.


				Es war eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Pandemie zu bekämpfen, die Schäden – besonders die Sterbefälle – gering zu halten und die unvermeidlichen Belastungen möglichst gerecht auf die Gesellschaft zu verteilen. Es war nicht nur nationale bzw. europäische Solidarität erforderlich, sondern weltweite. Das war alleine schon daran zu erkennen, dass eine neue, in Südafrika entstandene, gefährliche Mutation des Virus in kürzester Zeit auch bei uns nachgewiesen und sehr bald dominierend wurde. 


			


			

				Rund 80 % der Bevölkerung fügten sich einsichtig in die eingehend erklärten einschränkenden Maßnahmen; die mündigen Bürger. Selbst Kinder und Jugendliche akzeptierten die Einschränkungen und waren erstaunlich duldsam. Leider waren 10 bis 20 % der Menschen uneinsichtig, anerkannten fundierte Fakten nicht, ignorierten alle Vorsichtsmaßnahmen und verbreiteten bei lautstarken Demonstrationen haltlose Verschwörungstheorien, und leider auch das Virus. Dieses Verhalten war besonders in den westlichen Staaten verbreitet und entwickelte sich zur Gefährdung für die freien Gesellschaften. 


				Die Corona-Pandemie war keine Gefahr für die Menschheit und durch Impfung wurde sie bald eingeschränkt und besiegt. Es hat viel Schrecklicheres gegeben, von der Pest bis zur Spanischen Grippe und anderem mehr. Es ist beruhigend, dass in unserer Gesellschaft der Schutz von Menschenleben oberste Priorität hatte – auch von Hochbetagten, die nur noch begrenzte Lebenserwartungen hatten – und die Wirtschaft weit dahinter zurückstehen musste.


				Die finanzielle Unterstützung der durch die Pandemie stark Benachteiligten, die medizinischen und alle anderen Kosten, führten zum Ansteigen der Verschuldung um 15– 20 % des BIP. Wegen der schrumpfenden Wirtschaft waren zusätzlich deutlich geringere Steuereinnahmen zu erwarten und dadurch verstärkte sich die Diskrepanz von Einnahmen und Ausgaben zusätzlich. Das belastete besonders die ohnehin schon sehr hoch verschuldeten Länder. Die Diskussion um teilweisen Schuldenerlass hochverschuldeter Staaten begann hier und da wieder. Die Null-Zins-Politik, eingeführt um die Schuldenlast für die Staaten – für die Steuerzahler – bezahlbar zu machen, sollte auch bei über 2 % steigenden Preisen bestehen bleiben. 


			


			

				Durch die Corona-Pandemie und die damit verbundenen wirtschaftlichen Probleme ist unsere Geldordnung noch stärker ins Ungleichgewicht geraten, als sie durch die extreme öffentliche Verschuldung ohnehin schon war. Leider sehen die meisten Ökonomen den Zins als eine Art „Naturgesetz“ der Ökonomie an. Das ist er zweifellos nicht, denn die Zentralbanken hatten ihn kurzerhand abgeschafft, da er unbezahlbar geworden war. Die Japanische Zentralbank hat dies schon vor ca. 30 Jahren getan. Im Mittelalter hat es für Jahrhunderte ein Zinsverbot gegeben. Nicht die Zinsen sind das Lebenselixier der Wirtschaft, sondern das sind die Gewinne – und Gewinnbeteiligungen. Betriebe, die keine Gewinne mehr erzielen, sind über kurz oder lang zur Aufgabe oder gar zur Insolvenz gezwungen. 


				



				Der Klimawandel wird bald wieder in den Blickpunkt rücken und alle damit verbundenen Probleme ebenfalls. Die drei heißesten Jahre seit Beginn der Wetteraufzeichnungen liegen in diesem erst jungen Jahrhundert. Die Einhaltung der CO2-Reduktion für 2020 war ein Scheinerfolg, dem Wirtschaftseinbruch durch die Pandemie geschuldet. Die Energiewende und die vielen aufwendigen Maßnahmen, die zum Erfolg noch durchzuführen sind, werden bald bei der Berichterstattung wieder mehr in den Vordergrund rücken. Leider ist die Energiewende nicht zielstrebig genug verfolgt worden, sodass wir die Führungsrolle, die wir auf diesem Gebiet hätten erreichen können, verfehlen. Wir sind nur noch Mittelmaß wie in zahlreichen anderen Bereichen ebenfalls. Besonders der Ausbau der Solarenergie und die Speicherung sind zu wenig vorangetrieben worden. 


				Für die Solarenergie wurde 2012 von der damaligen Bundesregierung der Ausbau auf 52 GW begrenzt und Installationen darüber hinaus sollten nicht mehr gefördert werden. Mit dieser Solarstrommenge war der mittägliche Spitzenbedarf in den Sommermonaten abgedeckt und mehr Erzeugung unerwünscht, wegen des dann zu starken Herunterfahrens der konventionellen Kraftwerke und fehlender Speichermöglichkeit. Die alte Form der Pumpspeicherung wurde durch ein Gerichtsurteil unwirtschaftlich. Ein Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf aus dem Jahre 2008 stufte Pumpspeicherkraftwerke als Endverbraucher ein. Dies verteuerte den Speicherstrom erheblich. Bei wachsendem Ausbau der Erneuerbaren Energien, besonders der Solarenergie, wurde der Spitzenverbrauch zur Mittagszeit abgedeckt und der regelmäßige tägliche Bedarf an Speicherstrom entfiel weitgehend. Bürokratische und juristische Hindernisse haben die Energiewende verzögert – unnötig bzw. gewollt. Mit den verfügbaren technischen Möglichkeiten wäre ein deutlich schnellerer Ausbau möglich gewesen. Steuersenkungen im Strombereich, um Preissteigerungen abzuschwächen, sind nicht erfolgt. Die Einführung der CO2-Steuer kam sehr spät. Schon vor Jahren eingeführt, wäre sie ein unmissverständliches Signal gewesen, wohin die Reise geht. Vermutlich hätte die Autoindustrie schon weit eher die Elektromobilität forciert und weniger auf Manipulation gesetzt. Der unvermeidliche Strukturwandel wird umso härter ausfallen.


			


			

				



				Ebenso wie der Klimawandel ist das Artensterben ein weltweites Problem, das viele Ursachen hat. Die bisherige Erwärmung hat in unseren Breiten schon Einfluss auf die Zusammensetzung von Flora und Fauna und auch auf die Wasserwelt. Selbst bei gleichen Niederschlägen treten, durch die höhere Verdunstung, vermehrt Trockenschäden in der Land- und Forstwirtschaft auf.


				Die Vielfalt der Pflanzenwelt wird durch die moderne Landwirtschaft beeinträchtigt und mit ihr auch die Insekten- und Tierwelt in der Feldflur. Einschränkungen bei Düngung und Pflanzenschutz in der herkömmlichen Landwirtschaft und kleinere Lockerungen beim nicht an Verbände gebundenen ökologischen Anbau führen zu leichten Angleichungen. Ob diese zur Folge haben, dass eine einheitliche, umweltverträgliche Landwirtschaft entsteht oder beide Formen des Ackerbaus noch lange nebeneinander existieren, wird sich zeigen. Am Ende muss es eine umweltgerechte Erzeugung der Grundnahrungsmittel geben, selbst wenn die Ernährung sehr viel teurer wird und der Fleischverzehr erheblich eingeschränkt werden muss. 


			


			

				Diese Entwicklung ist allerdings nicht alleine der Landwirtschaft anzulasten. Durch Straßenbau, Schaffung von Wohn- und Gewerbegebieten, durch den Flächenverbrauch und die Versiegelung ganz allgemein, gehen große Flächen für die Natur verloren. Ausgleichsmaßnahmen gleichen die Verluste nur teilweise aus. Zurzeit geht der Trend in Wohngebieten zu mehr Befestigung und weg vom bepflanzten und blumenreichen Vorgarten. Geringere Pflegearbeit ist das schwache Motiv dazu. Die Abhängigkeit von der Natur muss uns bewusster werden, das führt zu mehr Naturverbundenheit. 


				



				Ein weiteres weltweites Problem ist die Flüchtlingskrise. Die Flüchtlingsströme Richtung Europa kommen hauptsächlich aus der nördlichen Hälfte Afrikas und dem Nahen Osten, einschließlich Afghanistan. Der Syrische Bürgerkrieg hat zu einer großen Flüchtlingswelle geführt, die aber zu einem beträchtlichen Teil von der Türkei und den anderen Nachbarländern aufgefangen wurde, auch durch finanzielle Unterstützung seitens der EU. Zahlreiche Syrer und Afghanen haben Aussicht auf langfristiges Asyl, da sie nach einer Rückkehr in ihre Heimat politischer Verfolgung ausgesetzt sein werden. Die allermeisten sind jedoch Armutsflüchtlinge. Hauptzielländer sind einige EU-Staaten und Großbritannien. Durch das Internet und die weltweit verbreiteten Mobiltelefone sind selbst die Menschen in unterentwickelten Ländern über unseren Lebensstandard und vieles andere gut informiert. Zur Erinnerung: Das Selfie eines Flüchtlings mit der Bundeskanzlerin im Jahre 2015 ging in Sekundenschnelle um die Welt. 


				Die Länder der ehemaligen Sowjetunion und des Ostblocks werden gemieden. Eine akzeptierte Verteilung der Flüchtlinge innerhalb der EU ist zu keinem Zeitpunkt gelungen. Dass Menschen im kalten Winter Anfang 2021 vor den Grenzen der EU in Zelten, teils auch im Freien, bei mangelhafter Stromversorgung und Heizung kampieren mussten, ist beschämend für ganz Europa. Diese menschenverachtende Situation hat keine abschreckende Wirkung zur Folge gehabt. 


			


			

				Von Zentralamerika aus ziehen große Flüchtlingsströme Richtung USA. Tausende Kilometer Fußmarsch und die stark bewachte Grenze zu den USA halten sie nicht von ihrem Vorhaben ab. Die Misswirtschaft der Regierung Maduro in Venezuela hat dazu geführt, dass Hunderttausende aus purer Not in die Nachbarländer flüchten. Eine Stresssituation für die aufnehmenden Länder. 


				In Asien ist die Vertreibung der muslimischen Minderheit aus Myanmar eine humanitäre Katastrophe. 


				Dies sind nur die größten und bekanntesten Fluchtbewegungen unserer Zeit, über die wir informiert werden. Über innerstaatliche Flüchtlinge ist weit weniger bekannt und wird kaum berichtet. Das waren und sind der Süd-Sudan, Eritrea, der von einem mörderischen Krieg und Hungersnot heimgesuchte Jemen und seit Kurzem auch der Sudan, um nur einige zu nennen.


				



				Eine weitere folgenschwere Zeiterscheinung ist der Wettbewerb der Regierungsformen. Während der Zeit des Kalten Krieges hatten die westlichen Demokratien Vorbildfunktion und diese Regierungsform wurde von nicht wenigen Staaten übernommen und führte dort zu mehr Wohlstand und stabileren wirtschaftlichen Verhältnissen. Es seien besonders Südkorea, Taiwan, Hongkong und Singapur genannt, aber auch Indien, Indonesien u. a. m. Auch die wirtschaftliche Großmacht Japan wurde nach dem Zweiten Weltkrieg zur Demokratie. 


				Durch den Fall der Mauer, dem Zusammenbruch der Sowjetunion und der Auflösung des Ostblocks entstanden die osteuropäischen Demokratien. Durch diese Erfolge schien die Demokratie die Staatsform der Zukunft zu sein. Nicht nur Freiheit, sondern auch Wohlstand schien sie zu bringen. Ein bisschen oberlehrerhaft und mit nur mäßigem Erfolg wurde weiterhin versucht, verschiedene Staaten zu demokratisieren. 


			


			

				Der „Arabische Frühling“, ausgelöst durch den Suizid eines verzweifelten jungen Händlers in Tunesien, erzeugte im Westen eine Euphorie und die Hoffnung, dass große Teile der arabischen Welt zu Demokratien würden. Die Ernüchterung kam schnell. Es wurden zwar die Diktatoren von Tunesien, Libyen und Ägypten hinweggefegt, in Libyen durch Krieg, den Tod von Staatschef Muamar al-Gaddafi und den Zerfall des Staates, aber dadurch ist die Unsicherheit in der gesamten Sahara-Region gewachsen. Der schreckliche Bürgerkrieg in Syrien entstand durch die Niederschlagung der Demonstrationen für mehr Freiheit und Demokratie. Dem Westen war die demokratisch gewählte Regierung in Ägypten, die Moslembrüder, sehr unangenehm. Sie stand westlicher Kultur und Lebensart skeptisch bis ablehnend gegenüber. Später war man inoffiziell froh, dass wieder ein „Starker Mann“ das Sagen hatte und die Beziehungen auf allen Ebenen wieder normal funktionierten. Allerdings entstanden wieder Unruhen im Land. Das einzige positive Überbleibsel des Arabischen Frühlings ist die schwache Demokratie im kleinen Tunesien, der inzwischen auch das Scheitern droht. Die mehrheitlich negativen Folgen des Arabischen Frühlings waren ein Dämpfer für die Demokratiebewegung und die Überheblichkeit des Westens. 


				Noch ein kurzer Blick auf die Demokratien in Osteuropa. Russland hat nach den chaotischen 1990er Jahren einen bescheidenden Wohlstand erreicht; zumindest in den Städten. Besonders Präsident Putin ist es gelungen, in Russland wieder Nationalstolz zu wecken. Man ist zwar keine Weltmacht mehr wie zu Sowjetzeiten, aber immer noch eine große Militärmacht und Präsident Putin weiß das zu nutzen. Sein Ansehen in der Bevölkerung war und ist immer noch sehr hoch. Die Annektierung der Krim, die völkerrechtlich weltweit größtenteils abgelehnt wird, findet in Russland weit mehr Befürworter als Kritiker. Es ist nicht zu erwarten, dass sie jemals freiwillig zurückgegeben wird. Putin hat durch geschicktes Agieren die Zustimmung des Volkes dafür erreicht, dass er noch mehrmals als Präsident kandidieren und damit beinahe zarengleich auf Lebenszeit im Amt bleiben kann. Die Justiz ist seit Langem nicht mehr frei und unabhängig, denn es gibt kein Urteil, das nicht seinen Wünschen entspricht. Die Meinungsfreiheit ist eingeschränkt und jegliche Opposition, die an Bedeutung gewonnen hatte, wurde bisher erfolgreich unterbunden. Es hat politisch motivierte Morde an Oppositionellen und auch unliebsamen Journalisten gegeben, ohne Aufklärung. Korruption ist an der Tagesordnung. Allerdings führen die militärischen Misserfolge im Ukraine-Krieg und die Rebellion der Söldnergruppe Wagner inzwischen zur Schwächung seiner Person. 


			


			

				



				Die Ukraine ist ein armes Land geblieben. Das Pro-Kopf-Einkommen liegt bei etwa 3700 Dollar im Jahr. Durch die Maidan-Aufstände 2014 wurde zwar die korrupte Regierung Janukowitsch gestürzt und der abgesetzte Präsident musste nach Russland flüchten, doch Stabilität war nicht eingekehrt. Seit dem Sommer 2014 schwelte im Osten des Landes ein Bürgerkrieg. Einige Russland-freundliche östliche Gebiete wollten sich vom Mutterland trennen, welches stark westlich orientiert ist. Die Aufständischen wurden von Moskau unterstützt. Alle Friedensbemühungen sind gescheitert; haben bestenfalls vorübergehende, brüchige Waffenstillstände erreicht. Im April 2019 wurde Wolodymyr Selenskyj zum Präsidenten gewählt. Ein Mann, der nicht der politischen Klasse angehörte und über keine Wirtschaftsmacht verfügte. Er war angetreten, den Frieden herbeizuführen und die Korruption zu besiegen. Von außen betrachtet war relative Ruhe im Lande eingekehrt. Leider hat er den Bürgerkrieg nicht beenden können, sondern Russland hat im Februar 2022 das Land angegriffen und den Krieg auf die gesamte Ukraine ausgedehnt.


			


			

				Die derzeitige Situation in Weißrussland ist von politischen Unruhen geprägt. Die Wahl vom Herbst 2020, die Präsident Lukaschenko offiziell mit rund 80 % der Stimmen gewonnen hat, wurde in der Bevölkerung als gefälscht angesehen und besonders die Staaten der westlichen Welt sahen das ebenso. Allsonntäglich wurde in den Städten des Landes demonstriert. Sehr bald waren alle führenden Köpfe des Widerstands inhaftiert oder ins Ausland geflüchtet. Frauen sind seit Längerem die treibende Kraft der Proteste geworden, doch auch gegen sie gehen Polizei und Militär mit aller Härte, bis hin zur Brutalität, vor. Lukaschenko wird gelegentlich der letzte Diktator Europas genannt. Sein perfides und menschenverachtendes Verhalten, Flüchtlingen zu suggerieren, über sein Land in die EU einreisen zu können und dazu Flugverbindungen einrichtet, um sie dann an der polnischen Grenze ihrem Schicksal zu überlassen – und das im Winter – ist durch nichts zu rechtfertigen. Allerdings ist die moralische Überlegenheit der westlichen Demokratien begrenzt.


				Natürlich sind auch hier Korruption und Vetternwirtschaft, die zur Perspektivlosigkeit der jungen Generation führen, die Ursachen für die große Unzufriedenheit. Noch hat der Präsident die Unterstützung Putins, und solange wird er nicht aufgeben. Die Bevölkerung steht augenscheinlich neutral zu Russland wie zum Westen. Dies könnte sich jedoch ändern, wenn die Menschen feststellen, dass Präsident Putin Veränderungen (Verbesserungen) blockiert und zu antirussischen Strömungen führen. Der Ukraine-Krieg hat die Situation verändert. Der Aufstand der „Wagner-Gruppe“, der anscheinend durch die Vermittlung Lukaschenkos unblutig beendet wurde, hat Präsident Putin geschwächt, ihn dagegen eher gestärkt. 


				Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass die Menschen Osteuropas mehr Freiheit wollen, funktionierende demokratische Strukturen aufbauen möchten und bereit sind, einen besseren Wohlstand zu erarbeiten. Mittel- bis langfristig wird das auch gelingen.


				



			


			

				Völlig anders ist die Situation in China. Anders als in Europa und im Nahen Osten ist das antike China nicht untergegangen. Es war lange die dominierende Macht in Asien. Es hat Niederlagen und Umbrüche gegeben. Es war mehrere Jahrhunderte weltpolitisch unbedeutend und verarmt. In der Zeit, als die Europäer Amerika entdeckten, Schifffahrtswege um den gesamten Globus ausfindig machten und anfingen, große Teile der Welt zu kolonialisieren, war China kulturell prägend für den fernen Osten, militärisch allerdings schwach. Die Portugiesen machten schon Mitte des 16. Jahrhunderts Macau zur Handelsmetropole. Die Stadt blieb jedoch unter chinesischer Oberhoheit. 


				1841 wurde Hongkong von den Briten besetzt und1843 zur Kronkolonie. Die heutige Situation ist bekannt. Napoleon soll China den „schlafenden Riesen“ genannt haben. Es ist inzwischen erwacht und zur Weltmacht emporgestiegen.


				Mao Tse-tung hat China nach einem langen Bürgerkrieg und dem Sieg über Chian Kai-shek – der nach Formosa (dem heutigen Taiwan) flüchten musste – zu einem kommunistischen Land gemacht. Auch als das Land noch arm, wirtschaftlich wie militärisch unbedeutend war, war der damals bevölkerungsreichste Staat der Erde politisch schon eine Großmacht. Nach zunächst vielen Rückschlägen ist China, seit der politischen Öffnung und einer klugen Wirtschaftspolitik des ehemaligen Präsidenten Deng Xiaoping, wirtschaftlich aufgestiegen. Heute ist China zur zweitgrößten Volkswirtschaft herangewachsen und es ist nur noch eine Frage der Zeit, wann das Land mit 1,4 Milliarden Einwohnern die Wirtschaftsmacht der USA übertreffen wird. Auch technologisch gehört China inzwischen zur Weltspitze. 


				Die hier angesprochenen Themen werden in den nachfolgenden Kapiteln behandelt. Ein besonders kritischer Blick fällt dabei auf die Finanzwirtschaft, mit teils unkonventionellen Gedanken zur Lösung verschiedener Probleme, wie der Untertitel des Buches vermuten lässt.



				





			











			

				Wohlstand und Wachstumszwang


				Unser Wirtschaftssystem funktioniert – allerdings nur bedingt. Es hat in den westlichen Industrienationen dem größten Teil der Bevölkerung zu einem nie dagewesenen Wohlstand verholfen, der natürlich erarbeitet werden muss. Grundlage für den gewachsenen Lebensstandard war und ist die steigende Produktivität. Der Wohlstand hat jedoch nicht alle erreicht. Mehr als 20 % der Arbeitnehmer in unserem Land sind Geringverdiener, die von ihrem Arbeitseinkommen nicht den Lebensunterhalt bestreiten können und auf zusätzliche staatliche oder private Unterstützung angewiesen sind. Durch diese Situation ist der Begriff der „Zweidrittel-Gesellschaft“ entstanden. Die Einführung des Mindestlohns hat die Unterstützung nicht überflüssig gemacht, die Erhöhung auf 12 Euro ist jedoch ein großer Schritt in die richtige Richtung. 


				Die Verfügbarkeit von Energie ist Voraussetzung für unseren Wohlstand und war Grundlage für die Industrialisierung. Schon sehr früh haben Menschen Wind- und Wasserkraft genutzt, um in einigen Bereichen die Arbeit zu erleichtern und die Leistung zu erhöhen. Es wurde schon sehr leistungsfähiges technisches Gerät entwickelt. Pferde und die einfachen landwirtschaftlichen Geräte waren schon eine gewaltige Produktivitätssteigerung in der damaligen Landwirtschaft. Pferd und Wagen waren auch die einzige Transport- und Reisemöglichkeit an Land, neben der Schifffahrt auf Flüssen und zur See. Mit der Erfindung der Dampfmaschine war eine überall einsetzbare Energiequelle gefunden und Industrialisierung und Technisierung nahmen ihren Lauf. Mit der Entwicklung der Eisenbahn war auch sehr bald ein leistungsstarkes Transport- und Verkehrsmittel verfügbar.


				



				Doch wenden wir uns der heutigen Zeit zu. Nach dem Zweiten Weltkrieg ist die Produktivität in zahlreichen Branchen um ein Vielfaches gestiegen. Zunächst hatten Ernährung und Energieversorgung Priorität. Auch während des Krieges war die Produktion in der Landwirtschaft so gut es ging gesichert. Viele Kriegsgefangene wurden damals dort eingesetzt. 


			


			

				Vor der Währungsreform wurde reger Tauschhandel betrieben. Lebensmittel hatten einen hohen Stellenwert. Landwirte konnten durch diesen Vorteil schon sehr früh mit der Beseitigung der Kriegsschäden und dem Wiederaufbau beginnen. Die Preise für landwirtschaftliche Produkte waren nach der Währungsreform zunächst sehr hoch. Getreide kostete z. B. Anfang der 1950er Jahre ca. 45,00 DM je 100 kg. Dies förderte die schnelle Mechanisierung der Landwirtschaft. 


				Zu Beginn der 1950er Jahre erzeugte eine landwirtschaftliche Arbeitskraft Grundnahrungsmittel für ca. zehn Personen. Durch mehrere Faktoren hat sich die Produktivität gewaltig gesteigert. Die Leistungsfähigkeit der Maschinen hat sich vervielfacht, Düngung und Pflanzenschutz haben die Erträge der meisten Kulturpflanzen mehr als verdoppelt. Der Arbeitsaufwand zur Entfernung unerwünschter Un- bzw. Beikräuter wird durch den Einsatz chemischer Mittel minimiert und die Wirksamkeit auf fast 100 % erhöht. In der Nutztierhaltung werden durch größere Bestände, moderne Stallungen, die effizientere Abläufe ermöglichen –aber in der Öffentlichkeit inzwischen teils kritisch gesehen werden – und durch Leistungssteigerung der Tiere ebenfalls hohe Produktivitätszuwächse erreicht, sodass eine Arbeitskraft heute etwa 160 Menschen mit Grundnahrungsmitteln versorgt, in gut geführten Betrieben auch deutlich mehr. 


				



				Die Energieversorgung hatte die gleiche Priorität. Stromerzeugung, die Versorgung mit Heizmaterial und die Aufrechterhaltung des Bahnverkehrs sind elementare Voraussetzungen für das Funktionieren des Staates und der Volkswirtschaft. Sie gelangen auch während des Krieges bis kurz vor dessen Ende. Die Steinkohle war in der damaligen Zeit der Hauptenergieträger. Der gezielte Wiederaufbau der beschädigten Bergwerke hatte Vorrang. Fachkräfte waren vorhanden. Beim Anlaufen der Wirtschaftstätigkeit wurde besonders die Kapazität der Kohleförderung ausgebaut, aber auch der Abbau der Braunkohle vorangetrieben. Die Energieversorgung war eine Voraussetzung für das „Wirtschaftswunder“ der 1950er und 1960er Jahre.


			


			

				Die Produktivitätssteigerung bei der Förderung von Steinkohle war erheblich. Durch die Mechanisierung unter Tage wurde die Leistung einer Arbeitskraft um ein Mehrfaches erhöht. Auch die Trennung der Kohle vom Gestein wurde verbessert. Trotz allem begann Ende der 60er Jahre schon der Niedergang der Steinkohle. Die Bahn ersetzte kontinuierlich die Kohleloks durch Dieselfahrzeuge. Zentralheizungen waren technisch einfach auf Heizölbasis zu installieren und das Heizöl damals sehr billig. Des Weiteren wurde schon bald der Import von Steinkohle billiger als die Förderung im eigenen Land.


				Im Dezember 2018 haben die letzten beiden Zechen geschlossen, Ibbenbüren und Prosper Haniel in Bottrop. Die Kohleförderung sank seit 1970 von rund 110 Millionen Tonnen auf ca. 4 Millionen Tonnen 2018. Die Importe haben dagegen zugenommen. 1995 wurden ca. 15 Millionen Tonnen importiert, 2017 rund 40 Millionen, die Mengen sind inzwischen rückläufig. 1950 waren noch mehr als 500.000 Menschen im Bergbau beschäftigt, 1970 noch rund 220.000 und zum Ende hin waren es nur noch ca. 5.700.


				Nach dem Niedergang der Steinkohle war die Braunkohle Jahrzehnte lang der größte heimische Energieträger. Allerdings ist der Ausstieg aus der Kohleverstromung für 2038 terminiert und soll nach neuen Beschlüssen schon 2030 enden. Das ist natürlich auch das Ende der Tagebaue. Bei der Verstromung von Braunkohle wird das meiste CO2 freigesetzt, 0,4 kg je kWh, dazu noch 0,6 kg für die Energieverluste in Form von Wärme, meist ungenutzt. Die Stromerzeugung soll in Zukunft voll mit Erneuerbaren Energien erfolgen – ebenfalls heimische Energie –, die inzwischen mehr Strom liefern als Braun- und Steinkohle zusammen. 


			


			

				In der Industrie wurde in vielen Bereichen eine ähnliche oder gar noch höhere Leistungssteigerung erreicht. In der Bauwirtschaft, besonders im Tiefbau, werden ebenfalls enorme Fortschritte erzielt. Aber auch im Hochbau sind durch Voranfertigung, optimierte Arbeitsabläufe u. a. m. gute Produktivitätserfolge erreicht worden.


				Die Digitalisierung hat durch die Corona-Pandemie einen Schub erfahren und wird inzwischen zügig weiter ausgebaut. Entwicklung und Ausbau der Künstlichen Intelligenz stecken noch in den Kinderschuhen, ihre Auswirkungen auf die Arbeitswelt und unser Leben sind noch nicht absehbar.


				



				Es gibt natürlich Bereiche, in denen Rationalisierung nicht oder nur begrenzt möglich ist. Dazu gehören z. B. Kindergärten und Schulen: Größere Gruppen und Klassen wären kein Fortschritt, sondern ein Fehler zum Nachteil für die Förderung der Kinder und Jugendlichen. Hört man doch des Öfteren, dass die Zahl der verhaltensauffälligen Kinder zunimmt. 


				Medizinische Versorgung wie auch die Pflege sind ebenfalls kaum zu optimieren. Ob in der häuslichen oder stationären Pflege, die Zeiten je „Fall“ sind knapp bemessen. Dies wurde in der Corona-Pandemie deutlich sichtbar. Das Personal war oft überlastet und konnte auf die seelischen Bedürfnisse der zu Pflegenden nur ungenügend eingehen – frustrierend für beide Seiten. Hier ist eine Aufstockung des Personals angesagt. 


				In den Arztpraxen sind die Abläufe weitestgehend optimiert, der vorgegebene bürokratische Aufwand muss erledigt werden. Den Ärzten fehlt ebenfalls die Zeit, mit manchen Patienten tiefergehende Gespräche zu führen. Neue Techniken sind hier und da zeitsparend, können den Gesamtaufwand jedoch kaum senken. Krankenhäuser und Kliniken sind und bleiben personalintensiv. Die gestiegene Lebenserwartung erhöht die medizinischen Leistungen. Neue chirurgische Techniken machen zwar zahlreiche Operationen und Eingriffe kostengünstiger und verkürzen die Aufenthaltsdauer in den Krankenhäusern, doch es werden mehr Eingriffe möglich und auch im hohen Alter noch durchgeführt. Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass wir mit unserem Gesundheitssystem akzeptabel versorgt werden – auch in Krisenzeiten –, wenn auch in einigen Bereichen Verbesserungen möglich und wünschenswert sind. Die Gesellschaft muss für eine gute medizinische Versorgung auch die nötigen Mittel aufbringen.


			


			

				Der Produktivitätszuwachs wird auch in einigen klassischen Wirtschaftsfeldern nicht mehr steil nach oben gehen, sondern hier und da rückläufig sein, z. B. in der Landwirtschaft: Mit strengeren Vorgaben für eine artgerechte Tierhaltung, welche von weiten Teilen der Gesellschaft nachdrücklich gefordert werden, sind größerer Arbeitsaufwand, teurere Ställe und damit höhere Preise für Fleisch- und Milchprodukte verbunden. Die Umweltauflagen, die für die Ackerwirtschaft mehr Einschränkungen bringen werden – aus gutem Grund, denn die Umweltverträglichkeit muss bei all unseren Aktivitäten in den Mittelpunkt rücken–, wie geringere Düngung und weniger Einsatz von Chemie beim Pflanzenschutz, führen zu geringeren Erträgen und größerem Arbeitsaufwand: einem Rückgang der Produktivität.


				Die Umweltauflagen erhöhen den Arbeitsaufwand für die Landwirte und die Preise ihrer Erzeugnisse und beeinträchtigen die Produktivität. Auf die Lebensmittelpreise hat dies jedoch – mit Ausnahme von Fleisch und Gemüse – nur geringe Auswirkungen, denn die Hauptkosten liegen hier bei der Verarbeitung und beim Handel. Ein Kilogramm Brot kostet beispielsweise im Bäckerladen mehr als fünf Euro, der Getreidepreis dafür beträgt etwa zwanzig bis dreißig Cent.


				Der ökologische Landbau, der zukünftig 30 % der Landwirtschaft ausmachen soll, ist weitaus arbeitsaufwendiger als die herkömmliche Landbewirtschaftung und bringt geringere Erträge, infolge steigende Kosten für die Ernährung. Diese Form der Landwirtschaft verursacht allerdings nur geringe Umweltbelastung.


			


			

				Die beiden genannten Wirtschaftsbereiche stehen heute besonders in der Kritik: Die Landwirtschaft wegen des Rückgangs der Artenvielfalt, der Nitratbelastung des Grundwassers und geringer, aber messbarer Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln und Umwelt. Dazu wird ihr noch negativer Einfluss auf den Klimawandel angelastet. Die Energiewirtschaft, weil sie der mit Abstand größte Emittent von CO2 ist, besonders durch die Verstromung von Kohle und damit überproportional für den Klimawandel verantwortlich ist. Zusätzlich noch wegen des starken Eingriffs in die Natur durch die Tagebaue bei der Braunkohleförderung und die damit verbundene Umsiedlung ganzer Ortschaften (siehe Energiewende).


				[image: BIP BRD.psd]Grafik Nr. 1 mit dem nominellen Wachstum von 1950 = 50 Milliarden Euro bis 2023 = 4.194 Milliarden.


			


			

				Mehrere Aspekte sind dabei allerdings zu berücksichtigen: Die Inflation hat einen gewaltigen Kaufkraftverlust verursacht, besonders in den 1970er, den 1990er Jahren und 2022 stieg die Geldentwertung teils wieder über 7 %. Zu beachten ist auch, dass die Bundesrepublik 1950 etwa 50 Millionen Einwohner hatte, heute dagegen 84 Millionen. Die Frauen haben in Westdeutschland damals kaum am offiziellen Wirtschaftsleben teilgenommen. Die Leistungen der Hausfrauen und Mütter für Kindererziehung und -betreuung, für Ernährung, Nähen, Wäschepflege etc. wurden nicht bewertet. Diese Leistungen sind im heutigen BIP (Bruttoinlandsprodukt) eine beachtliche Größe.


				Wir sehen einen gigantischen Anstieg des BIP in den Jahren von 1950 bis heute, allerdings von einem vergleichsweise niedrigen Niveau ausgehend. Auch nach Abzug der Inflation ist die reale Verfügbarkeit an Gütern noch um ein Vielfaches höher als in den 1950er Jahren.


				Schauen wir zurück auf die Lebensumstände der 1950er Jahre: Erheblich weniger Wohnraum je Person – auch der Tatsache geschuldet, dass junge Leute heute deutlich früher das Elternhaus verlassen und eine eigene Wohnung nehmen. Ofenheizung war üblich, entsprechend auch die Warmwasserbereitung für Bad oder Dusche. Der Möbelkauf war bis dahin eine Anschaffung fürs Leben. Telefon gab es kaum. Nur wenige Familien hatten ein Auto. Das Fernsehen wurde erst serienreif – Radio war Standard. Kühlschränke wurden zur festen Größe der Kücheneinrichtung. Kühltruhen, Waschmaschinen, Trockner usw. kamen erst ab den 60er Jahren und später dazu. Urlaubsreisen wurden erst ab den 60er Jahren zur Selbstverständlichkeit. 


				



				Wie der Durchschnittshaushalt heute eingerichtet ist, soll hier nicht thematisiert werden, das weiß jeder Leser selbst. Zu erwähnen ist aber die Kurzlebigkeit vieler Produkte. Beim Möbelkauf denkt man höchstens noch in Jahrzehnten, besonders bei Küchen. Haushaltsgeräte halten selten länger als 10 Jahre. Kleidung ist spottbillig im Vergleich zu früheren Jahren. Die Kleiderschränke quellen über von Kleidung, die wenig getragen wurde, noch längst nicht unmodern ist, aber schon durch preiswerte neue – meist in Billiglohnländern genäht – ersetzt wurde. Es soll vollständigkeitshalber auf die vielen technischen Neuheiten hingewiesen werden, die erst in den letzten Jahrzehnten erfunden und zur Serienreife gebracht wurden – besonders Computer und die neue Kommunikationstechnik, die heute in fast jedem Haushalt vorhanden sind. In ländlichen Gegenden gibt es kaum einen Haushalt, der kein Auto hat. Häufig steht ein Zweitwagen bereit. 


			


			

				An diesen beiden sehr unvollständigen Vergleichen lässt sich deutlich ablesen, dass innerhalb der Zeit eines Menschenlebens der Wohlstand um ein Vielfaches gestiegen ist, eine angenehme Folge des „unaufhörlichen“ Wachstums. Eine weitere Folge ist die Mechanisierung der privaten Haushalte und die dadurch erreichte Minimierung der Hausarbeit, die ermöglicht, dass beide Elternteile berufstätig sein können. Eine weitere Folge ist der dramatisch gestiegene Ressourcenverbrauch, nicht nur in der Wirtschaft, sondern ganz besonders im privaten Bereich. Nicht so offensichtlich, aber mindestens ebenso rasant hat sich der Energieverbrauch erhöht, durch Zentralheizung und mehr Wohnraum, durch den PKW-Verkehr und durch höheren Stromverbrauch.


				Darüber hinaus sollten wir uns immer bewusst sein, dass alle wirtschaftlichen Leistungen, angefangen bei der Herstellung von Lebensmitteln, über Kleidung, Wohnraum, kleinen wie großen Geräten, auch Dienstleistungen und anderes mehr, zur Nutzung für uns Bürger erbracht werden. Wir sind im Laufe der Zeit vom Nutzer zum Verbraucher geworden, im wahrsten Sinne des Wortes, viele gar zum Verschwender.


				Eine schwerwiegende Folge unseres üppigen Lebensstils ist der hohe CO2-Ausstoß: Die Hauptursache des Klimawandels. Die Umstellung auf eine weitestgehend CO2-freie Wirtschaft und Lebensweise ist die vordringliche Aufgabe jetzt – und nicht erst in Zukunft. Weniger Verbrauch muss nicht weniger Lebensqualität bedeuten. Es ist kaum vorstellbar, dass in Zukunft weite Teile der Menschheit ein mit dem unseren vergleichbares Leben führen können.


			


			

				Das fortlaufende exponentielle Wachstum, auch im niedrigen Prozentbereich, führt im Laufe von einigen Jahrzehnten zu gewaltigem Anwachsen des Grundstocks (in der Corona-Pandemie wurde vor exponentiellem Wachstum der Infektionen nachdrücklich gewarnt. Regierungen, die dies ignorierten, haben ihren Bürgern einen schlechten Dienst erwiesen. Rasant steigende Infizierungen und überproportional viele Todesfälle waren die Folge). Diese wirtschaftliche Entwicklung kann man an den in der Grafik Nr. 1 dargestellten Zahlen ablesen, aber realer noch am Vergleich der Lebensumstände von Anfang der 50er Jahre zu heute. Nun sind 70 Jahre eine lange Zeit, fast ein Menschenleben, historisch gesehen aber nur ein kurzer Zeitraum. In dieser historisch kurzen Zeit sind die Umweltprobleme entstanden, hauptsächlich durch die Wirtschaftsweise der westlichen Welt, und zur Bedrohung für die Menschheit geworden. Diese Ansicht vertreten fast alle namhaften Wissenschaftler Nur wenige sind der Meinung, dass Erderwärmung und Artensterben natürliche erdgeschichtliche Veränderungen sind. Inzwischen ist China der größte Emittent von CO2 geworden und zahlreiche Schwellenländer erreichen ein beachtliches Wirtschaftspotential und tragen heute ganz erheblich zur Umweltbelastung bei.


				



				Das kontinuierliche Wirtschaftswachstum, welches von fast allen Ökonomen als Voraussetzung für eine funktionierende Wirtschaft dargestellt wird, führt zwangsläufig zu mehr Ressourcenverbrauch und, bei der bisherigen Wirtschaftsweise, zu mehr Umweltbelastung. Dabei versteht jedes Kind, dass immerwährendes Wachstum nicht gehen kann. 
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